LandN/Vorträge / SP/AO/ML /1595/17-10/ Vereinbarung


	Vertragsmuster:

Bitte beachten Sie, dass es sich um einen allgemein gehaltenen, auf das Wesentliche reduzierten und standardisierten Mustervertrag handelt. An spezielle Bedürfnisse oder individuelle Verhältnisse der jeweiligen Vertragspartner, d.h. an die konkreten Verhältnisse des Einzelfalls, ist dieser Vertrag unbedingt entsprechend anzupassen.

Es wird darauf verwiesen, dass die Zurverfügungstellung dieses Mustervertrages trotz sorgfältiger Bearbeitung und Prüfung ohne Gewähr erfolgt und eine Haftung der Verfasser ausgeschlossen ist.



WEGENUTZUNGS-VEREINBARUNG

abgeschlossen zwischen

	Vor- und Zuname
	

	Straße
	

	PLZ, Ort
	


Im Folgenden kurz „Grundeigentümer“ genannt, einerseits

und

	Name
	

	Straße
	

	PLZ, Ort
	

	ZVR-Nr./FN-Nr.
	

	vertreten durch
	


(Tourismusverband, Tourismusdestination, Gemeinde, Verein, etc.) im Folgenden kurz „Berechtigter“ genannt, andererseits

wie folgt:

I. Vertragsgegenstand

Der Grundeigentümer ist grundbücherlicher Eigentümer nachstehender Liegenschaften:

	Katastralgemeinde

(KG)
	Grundstücksnummer

(Gst.-Nr.)
	Einlagezahl 

(EZ)
	Länge

(in Metern)

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	


Dem Berechtigten wird vom Grundeigentümer die Berechtigung zur Errichtung eines Wanderweges, zur laufenden Erhaltung und Betreibung und zum Betreten auf dem in der Beilage befindlichen Lageplan, auf welchem die Weganlage eingezeichnet ist, eingeräumt. Der in der Anlage befindliche Lageplan bildet einen integrierten Vertragsbestandteil. Die Weganlage ist auf dem Lageplan farblich „rot“ markiert. Nicht Gegenstand dieses Vertrages ist die Abhaltung oder Durchführung von Veranstaltungen jedweder Art. Selbstverständlich ist daher, dass vor derartigen Veranstaltungen das Einvernehmen mit dem Grundeigentümer nachweislich und schriftlich herzustellen ist.

Beim Vertragsgegenstand handelt es sich widmungsrechtlich um (Nichtzutreffendes streichen)

a) Forststraßen, als Wald im Sinne des Forstgesetzes;

b) um schmale Pfade im Forst, und daher um Wald im Sinne des Forstgesetzes;

c) landwirtschaftlich genutzte Flächen;

d) als Straße/Weg gewidmete Flächen bzw. Sonderflächen oberhalb der Waldgrenze.

„Nutzer“ im Sinn dieses Vertrages sind Fußgänger.

II. Vertragsdauer/Kündigung

1. Variante 1 – auf unbestimmte Zeit:

Dieser Vertrag wird mit dem Tag seiner Errichtung auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Beide Vertragspartner sind berechtigt, diesen Vertrag unter Einhaltung einer 6-monatigen Kündigungsfrist mittels eingeschriebenen Briefes an die im Vertrag genannte Adresse jeweils zum 31.03. und 31.10. eines jeden Jahres aufzukündigen.

2. Variante 2 – auf bestimmte Zeit:

Dieser Vertrag beginnt am ……. und endet am …………, ohne dass es einer gesonderten Erklärung oder Kündigung bedarf.

Eine stillschweigende Verlängerung dieser Vereinbarung ist somit ausgeschlossen. Eine Verlängerung bedarf daher einer ausdrücklichen (schriftlichen) Vereinbarung.

3. Beide Vertragspartner können diesen Vertrag sowohl unter Variante 1, als auch unter Variante 2, aus wichtigen Gründen (§§ 1117 und 1118 ABGB), sowie bei allen anderen schweren Pflichtverletzungen (schweren Verstößen gegen Vertragsbestimmungen), oder Wegfall der Geschäftsgrundlage per sofort auflösen. Eine die Auflösung rechtfertigende Pflichtverletzung (Schwerer Verstoß) liegt insbesondere dann vor, wenn eine Vertragspartei trotz Abmahnung und Nachfristsetzung ihren Verpflichtungen nicht nachkommt, bzw. das vertragswidrige Verhalten fortsetzt.

Der Grundeigentümer ist auch berechtigt, den gegenständlichen Vertrag bei Wegfall des Versicherungsschutzes (siehe dazu Pkt. …) mit sofortiger Wirkung aufzulösen.

Erfolgt die Auflösung des Vertrages durch den Grundeigentümer, ist dieser berechtigt, den Vertragsgegenstand sofort zu sperren. Jegliche weitere Benutzung erfolgt dann widerrechtlich. 

III. Entgelt

Variante 1:

Es wird ein jährliches Entgelt von € …… /lfm Weganlage vereinbart. Für ……. lfm Weganlage ergibt sich daher ein jährliches Entgelt in der Höhe von € ……. zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe.

Variante 2: 

Es wird ein jährliches Pauschalentgelt in der Höhe von € ……. zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe vereinbart.

Dieses Entgelt ist jährlich jeweils am …………… im Vorhinein zur Zahlung fällig. Für den Fall des Zahlungsverzuges werden .. % Verzugszinsen pro Jahr vereinbart.

Das jährliche Entgelt wird wertgesichert vereinbart. Die Rechnungsgrundlage der Wertbeständigkeit ist der von der Statistik Austria monatlich verlautbarte Verbraucherpreisindex 2015 oder der an seine Stelle tretende Index. Die Bezugsgröße für diesen Vertrag bildet die im Monat ………….im Jahr ………… verlautbarte Indexzahl. Bei einer Neuberechnung ist auf eine Dezimalstelle genau auf- oder abzurunden.

Ein Herabsinken unter das zuletzt verrechnete Entgelt wird ausgeschlossen (Deckelungsregelung). Die Wertsicherung tritt mit Überschreitung der Indexzahl von selbst ein, ohne dass es einer Erklärung bedarf. Dies gilt auch dann, wenn der Grundeigentümer die Geltendmachung unterlässt. Diese kann daher auch im Nachhinein verrechnet werden.

Variante 3: 

Es wird kein Entgelt vereinbart / verrechnet. Die Nutzung erfolgt daher unentgeltlich.

IV. Wegehalter / Bewirtschaftung

Dem Berechtigten wird auf die Dauer dieser Vereinbarung hinsichtlich aller Gefahren im Zusammenhang mit der Nutzung als Wanderweg sowohl die Bewirtschaftung und Erhaltung des vertragsgegenständlichen Weges als auch die Wegehalterhaftung im Sinne des § 1319a ABGB übertragen. Dem Berechtigten obliegt es daher auch, sämtliche Wege, Straßen bzw. die daran angrenzenden Liegenschaftsteile für seine Zwecke so instandzuhalten und instandzusetzen, dass weder Nutzern, noch unbeteiligten Dritten, ein Schaden entsteht. Jedenfalls sind der Grundeigentümer und dessen Leute gegenüber sämtlichen Ansprüchen Dritter vollständig schad- und klaglos zu halten.

Der Grundeigentümer hingegen ist nur dann verpflichtet nutzungsbedingte Schäden am Vertragsgegenstand zu beheben, wenn diese Behebung von Berechtigten gefordert wird, die Schäden durch ihn selbst oder seine Erfüllungsgehilfen verursacht wurden bzw. die Schäden aufgrund seiner Bewirtschaftungsmaßnahmen erfolgt sind. Der Berechtigte hat aber stets gegenüber Dritten und dem Grundeigentümer die Letztverantwortung auf dem Wanderweg, ob er die Sicherheit weiterhin als gegeben betrachtet, oder nicht.

Auf die Pflicht zur regelmäßigen Kontrolle nach Punkt VII. wird verwiesen. 

Bei Verstößen der Nutzer gegen diese Bestimmungen, haftet der Berechtigte dem Grundeigentümer direkt. Dem Berechtigten steht es dann frei, sich an den Nutzern zu regressieren.

V. Benützungsbedingungen

Am Vertragsgegenstand ist nur das Wandern gestattet. Der Verkehr auf dem Vertragsgegenstand ist daher auf den Wirtschaftsverkehr des Grundeigentümers selbst und den Fußgänger- und/oder Fahrtverkehr beschränkt.

Dem Berechtigten ist es grundsätzlich untersagt, den Vertragsgegenstand mit Kraftfahrzeugen zu befahren. Zum Zweck der Instandhaltung und Instandsetzung, sowie der Erfüllung der sich aus diesem Vertrag ergebenden Pflichten ist die Befahrung mit geeigneten Kraftfahrzeugen jedoch gestattet.

Dem Berechtigten obliegt es auch, den Vertragsgegenstand vor der von ihm beabsichtigten, dieser Vereinbarung nicht widersprechenden Nutzung, in einen Zustand zu versetzen, der dem von ihm angestrebten Zweck entspricht. Dieser Zustand ist auch während der gesamten Vertragslaufzeit beizubehalten. Wird ein diesem Vertrag widersprechender, oder über die vereinbarte Nutzung hinausgehender Zustand hergestellt, stellt dies eine wesentliche Vertragsverletzung dar, die zur sofortigen Auflösung des Vertrages und zur Wiederherstellungspflicht des ursprünglichen Zustands führt. 

Variante Benutzungseinschränkung: 

Die Nutzung darf nur von … (Monat) bis … (Monat) und in der Zeit von … Stunde(n) nach Sonnenaufgang und bis … Stunde(n) vor Sonnenuntergang erfolgen.

VI. Kennzeichnung

Variante 1:

Dem Berechtigten wird die Markierung des Vertragsgegenstandes gestattet. Dies hat jedenfalls in holzunschädlicher Weise zu erfolgen. Dem Berechtigten steht es darüber hinaus frei, alle nach seinem Ermessen erforderlichen Beschilderungen und Bezeichnungen auf seine Kosten anzubringen. Auf die Erfordernisse der forstlichen Kennzeichnungsverordnung wird in diesem Zusammenhang verwiesen.

Die Beschilderung ist nach Vertragsbeendigung gemäß Punkt X. zu entfernen.

Variante 2:

Dem Berechtigten wird die Markierung des Vertragsgegenstandes nicht gestattet.

VII. Verkehrssicherungspflicht

Der Berechtigte ist gem. Pkt. IV. Wegehalter, Erhalter und Bewirtschafter des Vertragsgegenstandes. Ihm obliegt daher insbesondere auch die Wegehalterhaftung nach § 1319a ABGB.

Sohin verpflichtet sich der Berechtigte, den Vertragsgegenstand regelmäßig und mindestens zweimal jährlich und zusätzlich ehebaldigst nach wesentlichen Naturereignissen zu kontrollieren und alle möglichen Gefahren für Nutzer auf seine Kosten zu beseitigen. Die Prüfpflicht des Berechtigten erstreckt sich dabei nicht bloß auf den Vertragsgegenstand selbst, sondern auch auf die angrenzenden Flächen, von welchen auch eine Gefahr für Nutzer des Vertragsgegenstandes ausgehen könnte.

Vereinbart wird, dass der Berechtigte berechtigt und auch verpflichtet ist, Zweige bis zu einem Durchmesser von 50 mm/…. mm, sowie Totholz, aus Eigenem zu entfernen. 

Darüber hinausgehende Gefährdungen, wie insbesondere Bäume, dürfen vom Berechtigen unmittelbar nur bei Gefahr im Verzug beseitigt oder gesichert werden. Grundsätzlich hat in solchen Fällen eine Verständigung des Grundeigentümers zu erfolgen. Hinsichtlich der Beseitigung ist Einvernehmen zwischen dem Grundeigentümer und dem Berechtigten herzustellen. Im Fall der entgeltlichen Überlassung nach Punkt III. erlischt der Entgeltanspruch für die Dauer der Nichtverfügbarkeit des Wanderweges.

Kann eine Gefahrenlage nicht sofort beseitigt werden bzw. besteht Unklarheit darüber, wer zur Entfernung berufen ist, hat der Berechtigte den Vertragsgegenstand unverzüglich zu sperren und für jedermann erkennbare Warnhinweise unverzüglich aufzustellen.

Sollten durch die Gefahrenabwehr Schäden am Vertragsgegenstand oder an den umliegenden Flächen entstehen, sind diese dem Grundeigentümer finanziell auszugleichen.

Selbstverständlich ist, dass der aus dem Verkauf von Forst- oder Landwirtschaftsprodukten, die auf diese Weise entfernt werden, erzielte Erlös dem Grundeigentümer zufällt.

Auf jenen Streckenabschnitten, die besondere Gefahren durch das Zusammentreffen verschiedener Verkehrsteilnehmer (z.B. Radfahrer, Wanderer, Reiter, .......... etc.) oder besondere Gefährdungen durch die Streckenbeschaffenheit (z.B. Steilheit, Bodenbeschaffenheit, Unübersichtlichkeit, .......... etc.) erwarten lassen, sind durch den Berechtigten entsprechende Warnbeschilderungen anzubringen.

VIII. Sperren

Der Grundeigentümer ist insbesondere berechtigt, den Vertragsgegenstand im erforderlichen Ausmaß aus nachstehenden Gründen zu sperren:

· forstliche Sperren; insbesondere aufgrund § 34 ForstG;

· jagdliche Sperren; insbesondere Durchführung von Treib- oder Bewegungsjagden;

· naturschutzrechtliche Sperren;

· sobald der Grundeigentümer eine Gefahrenlage erkennt.

Der Grundeigentümer ist bei voraussichtlich länger dauernden Sperren verpflichtet, den Berechtigten umgehend von der Sperre zu informieren. Geplante Sperren – wie insbesondere aus jagdlichen oder forstlichen Gründen – sind dem Berechtigten dabei tunlichst im Vorfeld mitzuteilen.

Der Grundeigentümer ist auf Dauer der Sperre berechtigt, etwaige vom Berechtigten aufgestellte Beschilderungen vorübergehend zu verdecken und damit außer Kraft zu setzen. Nach Beendigung der Sperre sind die Beschilderungen vom Grundeigentümer wieder kenntlich zu machen.

Etwaige vorübergehende Sperren haben keinen Einfluss auf die übrigen Vertragsbestandteile (Entgelt, Haftung, Verkehrssicherungspflichten), insbesondere von Abschnitten, die nicht von der Sperre betroffen sind. Hinsichtlich einer eventuellen länger andauernden Sperre haben sich die Vertragsparteien in Bezug auf das Entgelt ins Einvernehmen zu setzen.

IX. Vertragsende / Wiederherstellungspflicht

Unabhängig vom Rechtsgrund der Beendigung dieses Vertrages ist der Berechtigte grundsätzlich verpflichtet, sämtliche von ihm vorgenommene Veränderungen rückstandslos zu entfernen. Der Grundeigentümer hat hierbei jedoch ein Wahlrecht. Zum einen kann er verlangen, dass sämtliche vom Berechtigten durchgeführten Adaptierungen, baulichen Maßnahmen und sonstige Veränderungen auf seinen Liegenschaften verbleiben. Diese gehen sodann entschädigungslos in das Eigentum des Grundeigentümers über.

Andererseits kann er die rückstandslose Entfernung sämtlicher dieser Maßnahmen verlangen, welche auf Kosten des Berechtigten durchzuführen ist.

Sollte der Berechtigte dieser Wiederherstellungspflicht nicht entsprechen und die Wiederherstellung nicht innerhalb von … Tagen selbst auf seine Kosten durchführen, ist der Grundeigentümer berechtigt, diese durch Dritte vornehmen zu lassen und dem Berechtigten hierfür die Kosten in Rechnung zu stellen.

Festgehalten wird, dass dieses Wahlrecht des Grundeigentümers auch für solche Maßnahmen gilt, die während des aufrechten Vertragsverhältnisses im Einvernehmen mit dem Grundeigentümer gesetzt oder hergestellt wurden.

Sollte der Berechtigte den Bestand des Vertragsgegenstandes in Druckwerken oder Onlinemedien veröffentlicht haben, so ist er auch hierbei verpflichtet, die Beendigung des Vertragsverhältnisses unverzüglich bekannt zu geben und die Löschung der bezughabenden Eintragungen zu bewirken.

X. Haftpflichtversicherung

Der Berechtigte ist verpflichtet, das Vorliegen einer Haftpflichtversicherung binnen einer Frist von 4 Wochen ab Vertragsabschluss nachzuweisen, die das mit gegenständlichem Vertag übernommene Wegehalterhaftpflichtrisiko abdeckt.  Diese Haftpflichtversicherung muss jedenfalls Personen-, Sach- und daraus abgeleitete Vermögensschäden decken. 

	Information:

Unabhängig von der in diesem Vertrag getroffenen Versicherungsvereinbarung besteht über das Amt der NÖ Landesregierung eine subsidiär geltende Wegehalterhaftpflichtversicherung mit einer Pauschalversicherungssumme von EUR 5 Mio. für Personen-, Sach- und daraus abgeleiteten Vermögensschäden.  Darin mitversichert ist der Grundstückseigentümer sowie der Berechtigte, der die Wegehalterhaftung vertraglich übernommen hat. Versichert ist auch das Haftungsrisiko der befugten Bewirtschafter des Waldes, der Alm oder des Landwirtschaftsbetriebes für Schäden, die den Wegbenützern zugefügt werden, analog dem Deckungsumfang einer landwirtschaftlichen Betriebshaftpflichtversicherung. Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftung des Wegehalters hinsichtlich der an die Wege und Routen angrenzenden Grundstücke, sofern er vertraglich für deren Instandhaltung verantwortlich ist. Im Falle eines versicherten Personenschadens übernimmt der Versicherer auch die Kosten (Verteidiger- und Sachverständigenkosten, Zeugengebühren und Gerichtskosten) zu einem eingeleiteten Strafverfahren. 


XI. Rechte des Grundeigentümers

Dem Grundeigentümer steht es auch im Rahmen während des aufrechten Vertragsverhältnisses selbstverständlich frei, den Vertragsgegenstand jederzeit und begründungslos selbst zu benutzen. Selbstverständlich ist, dass der Grundeigentümer weiterhin seine landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche, almwirtschaftliche oder sonstige Bewirtschaftung über den Vertragsgegenstand durchführen wird. 

Der Berechtigte ist verpflichtet, an der Identitätsfeststellung von Nutzern mitzuwirken, die die Nutzungsbedingungen nicht einhalten, oder Personen oder Sachen gefährden und/oder beschädigen. 

XII. Rechte des Berechtigten

Der Grundeigentümer wird den Berechtigten erforderlichenfalls unterstützen, allfällige behördliche Bewilligungen zu erhalten.

XIII. Sonstiges

Die Vertragsparteien erklären, dass neben dieser Vereinbarung keine mündlichen Nebenabreden bestehen. Ein Abgehen von dieser Vereinbarung kann nur schriftlich erfolgen. Dies gilt auch für ein Abgehen von dieser Schriftformklausel.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nichtig, undurchführbar oder undurchsetzbar sein oder werden, wird die Gültigkeit, Durchführbarkeit und Durchsetzbarkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages dadurch jedoch nicht berührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmungen gelten diejenigen Bestimmungen als vereinbart, die den unwirksamen Bestimmungen inhaltlich am Nächsten kommen.

Die mit der Errichtung dieses Vertrages verbundenen Kosten trägt der Berechtigte. Die Kosten ihrer rechtlichen und sonstigen Beratung trägt jede Partei selbst.

Sämtliche Rechte und Pflichten dieses Vertrages gehen auf die jeweiligen Rechtsnachfolger über. Die jeweils andere Vertragspartei ist von der Rechtsnachfolge in Kenntnis zu setzten.

Für Streitigkeiten aus diesem Vertrag wird das für den Ort ………. sachlich zustehende Gericht vereinbart.

Zustellungen erfolgen solange rechtswirksam an die angegebenen Adressen, bis eine andere Adresse schriftlich bekanntgegeben wurde.

Diese Vereinbarung wird in ………. Originalen errichtet, wovon jede Vertragspartei ein Original erhält.

Variante: 

Diese Vereinbarung wird in einem Original errichtet, welches dem Grundeigentümer zukommt. Der Berechtigte erhält eine Kopie.

Beilage: Lageplan

………………………………

Ort, Datum

……………………………………………

Grundeigentümer

……………………………………………

Berechtigter
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